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Kostenerstattung weiterhin
mehrfach behindert

Die Umsetzung der Kostenerstattung – von
der Zahnärzteschaft energisch gefordert –
wird nach wie vor durch unnötige bzw.
kontraproduktive Regelungen behindert. Die
FDP-Fraktion im Bundestag hat dazu einen
Entschließungsantrag (15/3511) formuliert.
Ziel ist, daß Kostenerstattung anstelle der
Sach- oder Dienstleistung „für einzelne Be-
reiche oder auch für alle Bereiche“ gewählt
werden kann. Außerdem sei endlich die freie
Arztwahl im Rahmen der Kostenerstattung
herzustellen. Denn es müsse möglich sein,
die Kosten vom Vertragsarzt wie auch die
vom Nicht-Vertragsarzt mit der Krankenkas-
se abzurechnen, so die FDP. 
Michael Schwarz, Präsident der Bayerischen
Landeszahnärztekammer: „Aus Sicht der
Bayerischen Landeszahnärztekammer sind
solche Initiativen grundsätzlich zu begrü-
ßen. Doch müssen Taten folgen. Wir fordern
die Politik auf, dem Kostenerstattungsprinzip
endlich wirklich zum Durchbruch zu verhel-
fen und überflüssige Bremsklötze schnellst-
möglich zu beseitigen!“ 
Zwischenzeitlich räumt die Techniker Kran-
kenkasse freiwillig Versicherten, die bereits
2003 Kostenerstattung gewählt hatten, die-
ses Recht für Teilbereiche der Versorgung wie-
der ein, darunter die Zahnbehandlung ins-
gesamt, wahlweise auch Kieferorthopädie
oder Zahnersatz. ik

Ärztegenossenschaft: 
Im Schulterschluß

Nach dem Vorbild der ABZeG haben sich
jetzt auch bayerische Ärzte zu einer Bera-
tungs- und Abrechnungsgenossenschaft für
Mediziner (BAM) zusammengeschlossen.
Unter dem Dach der „BAM Bayern“ firmie-
ren als Gründungsmitglieder der Hartmann-
bund, der NAV-Virchowbund, die Vertrags-
ärztliche Vereinigung (VÄV), MEDI und das
Forum Freiheitliche Medizin. Darüber hin-
aus haben sich regionale Gruppen wie die
Ärztevereinigung Donau-Inn-Ilz und die

Freie Ärzteunion Altötting/Burghausen an-
geschlossen. Mit im Boot sind auch die Be-
rufsverbände der niedergelassenen Kinder-
und Neurochirurgen sowie der Berufsver-
band der in der Rehabilitation, Physikali-
schen Medizin und Prävention tätigen Ärzte.
Die BAM Bayern sieht sich als wirtschaft-
licher Flügel der Ärzteunion, die politisch die
Ideen einer freien Berufsausübung für die
Ärzte verficht. Als freie Parallelorganisation
zur Kassenärztlichen Vereinigung gedacht,
will die BAM die Interessen ihrer Mitglieder
gegenüber den Krankenkassen vertreten. Die
Vorsitzende der VÄV, Dr. Ilke Hillermeier, kün-
digte in diesem Zusammenhang einen engen
Schulterschluß mit den Kollegen aus Schles-
wig-Holstein und Brandenburg an. hg

Überweisungsjogging
durch Kassengebühr

Arzthopping ist out, Überweisungsjogging ist
in – zu diesem Ergebnis kommt eine Studie
des Zentralinstituts der Kassenärztlichen Ver-
einigung als Folge der Kassengebühr. So hat
sich im ersten Quartal 2004 die Zahl der Über-
weisungen um das Fünffache erhöht. Jeder
zweite Patient war nur deshalb beim Haus-
arzt, um sich eine oder mehrere Überweisun-
gen zum Spezialisten abzuholen und so die
10 Euro Eintrittsgebühr für den Facharztbe-
such zu sparen – was wohl kaum Zielsetzung
des GKV-Modernisierungsgesetzes war. 
Bezweifelt werden darf auch, ob diese Umlei-
tung der Patientenströme in manchen Fällen
nicht überflüssig ist. Insbesondere Augen-
ärzte und Gynäkologen rekrutieren zwischen-
zeitlich ihre Patienten zu 60 Prozent über die-
sen unnötigen Umweg. Zuvor kamen die
Klienten zu 90 Prozent auf direktem Weg in
die Praxis, was das GKV-System finanziell
sicher weniger belastet. Im zahnärztlichen
Bereich hat die Kassengebühr nachweislich
keine positiv steuernde Wirkung, weil das
Hauszahnarztmodell mit hoher Patienten-
treue greift. Die abschreckende Wirkung ver-
ursacht dagegen auf Dauer gesehen weit grö-
ßere Schäden im Prophylaxebereich durch
den Rückgang bei den regelmäßigen Kon-
trolluntersuchungen. hg
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Bürgergutachten

Die Bürger Bayerns sind bereit, eigenverant-
wortlich für ihre Gesundheit Vorsorge zu tref-
fen. Dies ist die Kernbotschaft des im Auftrag
des Bayerischen Staatsministeriums für Um-
welt, Gesundheit und Verbraucherschutz er-
arbeiteten Bürgergutachtens für Gesundheit,
dessen Ergebnisse im Juli in München vorge-
stellt wurden. Bayerns Gesundheitsminister
Schnappauf dazu: „Das Gesundheitssystem
muß auf neue Füße gestellt werden. Derzeit
macht der Anteil der Prävention an den Ge-
sundheitsausgaben nur etwa 4,5 Prozent aus.“
Nach Auffassung der Staatsregierung sollen
in einer breit angelegten Gesundheitsvorsorge-
Initiative Einzelprojekte bayerischer Verbän-
de, Vereinigungen, Krankenkassen, Univer-
sitäten und Fachhochschulen unter einer
neuen Schwerpunktsetzung zusammenge-
führt werden.
Aus Sicht der Bayerischen Landeszahnärzte-
kammer ist das Bürgergutachten an sich eine
durchaus beachtenswerte Initiative, doch
stellt deren Präsident Michael Schwarz kritisch
fest: „Bayerns Schulkinder führen in punkto
Zahngesundheit in Deutschland. Um so we-
niger können wir nachvollziehen, daß zahn-
ärztlicher Sachverstand bei dem Bürgergut-
achten nicht gefragt war. Bedenklicher aller-
dings ist, daß die bewährte Präventions-
arbeit der Zahnärzte nicht noch stärker
unterstützt wird, sondern die Staatsregierung
– wenn überhaupt – nach dem Gießkannen-
prinzip fördert. Diejenigen, die schon vor
vielen Jahren die Bedeutung der Prävention
erkannt haben, werden jedoch als ‚Lohn
ihres Erfolges‘ nun noch mehr in die Pflicht
genommen.“
Für das Bürgergutachten für Gesundheit hat-
ten seit Herbst 2003 insgesamt 16 Arbeits-
gruppen mit 400 nach dem Zufallsprinzip
aus dem Einwohnermelderegister ausge-
wählte Bürgerinnen und Bürger getagt. Sie
befaßten sich jeweils vier Tage mit den Stär-
ken und Schwächen des gegenwärtigen Ge-
sundheitssystems und sollten Reformemp-
fehlungen dafür erstellen. Das Gutachten
ist im Internet unter http://www.stmugv.
bayern.de/de/gesundheit/buergergut_ges.htm
eingestellt. ik

Säumige Patienten

Bei säumigen Zahlern hat der Zahnarzt oft
das Nachsehen, zumindest dann, wenn der
Schuldner unbekannt verzogen ist. Hier ist
professionelle Hilfe gefragt. 
Unter www.supercheck.de können Praxen
(nicht Privatpersonen) Adressen ermitteln
lassen. In drei Stufen werden innerhalb von
fünf bis höchstens 25 Tagen rund 85 Prozent
der untergetauchten Schuldner ermittelt. Die
dafür anfallenden Kosten sind mit 4,70 Euro
in der Erstermittlung bis zu 9,30 Euro für
Intensivnachforschungen bei größeren Rech-
nungsbeträgen erschwinglich. Darüber hin-
aus werden
auch im Vor-
feld von teuren
Z a h n s a n i e -
rungen Boni-
tätsprüfungen
durchgeführt,
die gegen ei-
nen Obolus
von 5,90 Euro
den potentiel-
len Kunden auf
Insolvenzver-
fahren und ak-
tuelle Einträge im Schuldnerregister ab-
klopft. Für 30 Euro werden zusätzlich der
Familienstand, Einkommens- und Vermö-
gensverhältnisse durchleuchtet. hg

Zahnarzthelferinnen: 
Mehr Teilzeit
Immer mehr Zahnärzte setzen auf Teilzeit-
kräfte. Aufgrund der schwierigen betriebs-
wirtschaftlichen Situation, verursacht durch
den Zickzackkurs der Regierung, agieren
viele Zahnarztpraxen auch bei der Personal-
auswahl zunehmend vorsichtiger. Nur
knapp die Hälfte des Personals, exakt 48 Pro-
zent der Mitarbeiterinnen, sind noch als
Ganztagskräfte angestellt. In Teilzeitbe-
schäftigung stehen nach neuesten Berech-
nungen 36,1 Prozent der Helferinnen. 15,9
Prozent der Beschäftigten sind in den Praxen
sogar nur als „Minijobber“ tätig. cö
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